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(3) Die Anzeige ist dem Leiter des Standesamtes 
mündlich zu erstatten.

-V §14

(1) Bei Geburten in staatlichen und privaten Anstal­
ten jeder Art ist der Leiter der Anstalt oder ein von 
ihm beauftragter Angestellter zur schriftlichen Anzeige 
verpflichtet.

(2) Geburten in Krankenanstalten für Psychiatrie 
und solchen Anstalten, in denen eine mit Freiheitsent­
ziehung verbundene gerichtlich-medizinische Siche­
rungsmaßnahme vollzogen wird oder in der sich die 
Mutter zur Erziehung befindet, sind vom Leiter der 
Anstalt oder einem von ihm beauftragten Mitarbeiter 
mündlich anzuzeigen. Das gleiche gilt' für Geburten in 
Untersuchungshaftanstalten oder Strafvollzugsanstalten. 
In der Eintragung dürfen die Anstalt, die Freiheitsent­
ziehung und das Verhältnis des Anzeigenden zur An­
stalt nicht ersichtlich gemacht werden.

§15

(1) Bei der Anzeige der Geburt ist die Eheurkunde 
der Eltern vorzulegen. Sind die Eltern nicht verheira­
tet, so ist die Geburtsurkunde der Mutter vorzulegen. 
Ist die Ehe zum Zeitpunkt der Geburt beendet, so ist 
dies urkundlich nachzuweisen.

(2) Der Leiter des Standesamtes kann die Antrag­
steller von der Beibringung von Urkunden befreien, 
wenn sie nicht oder nur mit erheblichen Schwierig­
keiten oder Kosten beschafft werden können. Die Be­
freiung ist nur zulässig, wenn der Leiter des Standes­
amtes die zu beweisenden Tatsachen kennt oder sich 
davon auf andere Weise Gewißheit verschafft hat.

(3) Wird die Anzeige mündlich erstattet, so haben die 
Hebamme oder der Arzt die Geburt zu bescheinigen.

§ 16

Bei Überschreitung der Anzeigefrist darf die Eintra­
gung nur nach Ermittlung des Sachverhaltes auf An­
ordnung des zuständigen Fachorgans des Rates des 
Kreises erfolgen.

§17

Beurkundung der Geburt

(1) Die Geburt ist im Geburtenbuch zu beurkunden.

(2) Veränderungen des Personenstandes sowie die 
Feststellung der Vaterschaft sind am Rande der Ge­
burtseintragung zu beurkunden.

§ 18

• Totgeburt

Die Beurkundung einer Totgeburt erfolgt nur im 
Sterbebuch.

Bestimmung des Personenstandes
§19

(1) Wer ein neugeborenes Kind findet, hat dies un­
verzüglich der örtlich zuständigen Dienststelle der 
Deutschen Volkspolizei zu melden. Diese hat die erfor-

lichen Ermittlungen anzustellen und dem zuständigen 
Fachorgan des Rates des Kreises das Ergebnis schrift­
lich mitzuteilen.

(2) Das zuständige Fachorgan des Rates des Kreises 
legt im Einvernehmen mit dem zuständigen staatlichen 
Organ des Gesundheitswesens den vermutlichen Tag 
und den Ort der Geburt fest, bestimmt den Vornamen 
und den Familiennamen und ordnet die Eintragung in 
das Geburtenbuch an.

§20

Kann der Personenstand einer Person nicht festge­
stellt werden, so bestimmt das zuständige Fachorgan 
des Rates des Bezirkes den Tag und den Ort, der als 
Geburtstag und Geburtsort anzusehen ist, sowie den 
Vornamen und den Familiennamen, den die Person zu 
führen hat, und ordnet die Eintragung in das Gebur­
tenbuch an.

§21

Wird in den Fällen der §§ 19 und 20 der tatsächliche 
Personenstand später ermittelt, so ist die Eintragung 
auf Anordnung des staatlichen Organs zu berichtigen, 
das sie veranlaßt hat.

§22
Anerkennung der Vaterschaft

Der Leiter des Standesamtes ist für die Beurkundung 
von Erklärungen über die Anerkennung der Vater­
schaft nur dann zuständig, wenn sie in Vorbereitung 
oder in Verbindung mit der Eheschließung der Eltern 
des Kindes abgegeben werden.

V.

Ehebuch 

Antrag auf Eheschließung

§23

(1) Die Eheschließung kann bei jedem Standesamt 
der Deutschen Demokratischen Republik beantragt wer­
den, sofern einer der Antragsteller in der Deutschen 
Demokratischen Republik wohnhaft ist. Mit Zustim­
mung des zuständigen Fachorgans des Rates des Kreises 
kann auch ein Antrag von Personen entgegengenom­
men werden, die nicht in der Deutschen Demokrati­
schen Republik wohnhaft sind.

(2) Wird der Antrag auf Eheschließung bei einem 
Standesamt gestellt, bei dem die Eheschließung nicht 
beabsichtigt ist, so ist er entgegenzunehmen, zu über­
prüfen und dem Standesamt zu übersenden, das für die 
Eheschließung vorgesehen ist.

(3) Der Antrag soll mindestens 4 Wochen vor der be­
absichtigten Eheschließung zu Protokoll gegeben wer­
den.

(4) Wird der Antrag auf Eheschließung nur von einem 
Beteiligten zu Protokoll gegeben, so hat dieser durch 
schriftliche Vollmacht des anderen nachzuweisen, daß 
die Eheschließung mit seinem Einverständnis bean­
tragt wird.


